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Liebe   Leserin,   lieber   Leser!

Die   Veröffentlichungen   der  DKP   Malsfeld   .über  di.e   Kläranlagenfi.nanzierung   haben   fü.r
einigen   Wirbel   gesorgt.   Nahezu   alle   B.ürger,   di.e  mi.t   uns   darüber   i.n's   Gespräch   ka-
men,   waren   si.ch   einig:    "Das   i.st   ei.ne   ri.esengroße   Sauerei."   Und  mei.st   schloß   sich
die   Frage   an:    ''Was   kann   man   dagegen   tun?"
SPD,   CDU   und   FDP   haben   i.n   dieser   F_rage   ei.ne   "große   Koalition"   gebildet.   Einstimmi.g
wurde   i.m  lnteresse   zwei.er  Großbetriebe   gegen   die   B.u.rger  entschieden!
Diese   Entscheidung   kann   aber   rückgängig   gemacht  werden!
Ei.nen   wichtigen   Bei.trag .können   Si.e   selbst   in   weni.gen   Wochen   leisten.   Geben   Sie   bei
der   Kommunalwahl    am   10.   März   lhre   Stimme   der   DKP!
Die   Dkp   in   der  Malsfelder  Gemeindevertretung,   das   heißt:
-das   Thema   ''Kl.äranlagenfi.nanzierung"   wird   ni.cht   "sang-und   klanglos   vergessen!"

Immer  wi.eder  werden  wi.r  anhand   der   vorliegönden   Fakten   di.e   R.ücknahme   der  Be-
1astungen   fordern!

-d`ie   Mauschelei   Über   die   Köpfe   der   Bevölkerung   hinweg   hätte   ei.n   Ende!
WIR   WÜRDEN    DAS    RATHAUS    GLÄSERN    MACHEN    -DAMIT   MAN    DRAUSSEN    SIEHT,    WAS    DRINNEN

nvoRGEHT!
Ü-ede   Stimme
Jede   Sti.mme
Jede   Sti.mme

eine   Stimme   gegen   den   Kläranlagenbei.trag!
eine   Sti.mme   gegen   die   Wasserprei.serh.öhung!
di.e   deutlichste   Aufforderung   an   SPD,   CDU   und   FDP:

G    E    R    E    C    HT    E       F    I    N    AN    Z    I    E    RU    N    G       D    E    R       KLÄ    RA    N    LAG    E    !

Di.ös,   da   si.nd  wir   si.cher,   i.st   die   Forderung   der   Einwohnermehrheit   der  Gemeinde
Malsfeld.   Wenn   das   deutli.ch   gemacht  wird,   können   die   "großen   Parteien"   an   ei.ner
gerechten   Lösung  .nicht   vorbei.!

Die   DKP  Malsfeld  wird  mit   ihrer   ganzen   Kraft   i.n   di.ese   Ri.chtung  wirken!   Das   ist
unser   "Wahlversprechen",   und  wir   halten   unsere   Versprechen!

I   N   H  A   L  T   :       Kläranlagenbeitrag    (kein)   M1111onenschwlndel?

Manöver   unerwünscht
Knobelecke
Kommentar
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Klärahlagehbeitragl±ssii)
.,

Milliohenschwihdel    ?
Nach   den   Eiithü.11ungen   i.n   unserer   letzten
Ausgabe   sahen   sich   di.e   "großen   Partei.en"
gezwungen,   auf   RÜckfragen   i.hrer  Partei-
freunde  und  der  Bürger  zu   reagieren.
Wie   nicht  anders   zu   erwarten  war,  wird
versucht,   die   Aussagen   der   DKP   als   ''un-
ri.chtig"   oder   ''Milchmädchenrechnung"   ab-
zutun.   Doch   die  Tatsachen   werden   si.ch
nicht  vertuschen   lassen!

Im  folgenden  wollen  wir  stellvoertretend
auf  di.e  Argumente   von   Bürgermeister  Stöhr
ei.ngehen,   die  er  auf  der  öffentli.chen Ver-
sammlung   der   DKP   am   22.01.   vortrug.

Erstes  Argument
''Das  Abwasser  der  Betriebe   ist  nicht  so

stark  verschmutzt  wie   di.e   DKP behauptet."
Lt.   Herrn   Stöhr  habe   di.e  Brauerei   "Gut-
achten"   vorgelegt,   nach   dem  di.e  Verschmut-
zung   "vi.el   geringer"   sei.

Die   Frage   nach   genauen  Werten   konnte  er
jedoch   nicht  beantworten.   Di.e   Gemeinde
gehe   von   ei.ner  den   Hausabwässern   entspre-
chenden   Verschmutzung   aus.
Wi.r  wollten  wissen,   warum  die   Gemeinde       .
den   Verschmutzungsgrad  der  Betriebsab-
wässer  nicht  selbst  gemessen   hat  bzw.
messen   ließ.
Dazu  mei.nte   der  B.u.rgermei.ster,   dies   sei
gar  nicht  möglich,   da  di.e  Betrei.ber  der
Brauerei   nicht  wissen,  wo   ihre  Abwässer
abfli.eßen! !   Messungen   könhten   daherni.cht
vorgenommen   werden !

Den  Wert  des  .vorgelegten   ''Gutachtens"
beurteilen  Si.e   bitte  anhand  dieser  Aus-
sagen   selbst,   li.eber  Leser!

N;ch   lnformati.onen   der   DKP   hat   das   Was-
serwirtschaftsamt   Kassel   bei.   verschi.ede-
nen   stichprobenarti.gen   Messungen   bei.  bei-
den  Betrieben  eine  erhebl.iche  ÜberschTET-
Iüfilg  der  zulässigen   Verschmutzungswerte

t#ä::e:::ichtspunkt  der  umwe,tver-
schmutzung  wollen  wir  an   di.eser  Stelle
nicht.  nä.her  ei.ngehen) .

Zweites  Argumeht
"Die   von   der  DKP  errechneten  Anteile  der

Betri.ebe   sti.mmen   nicht!   Di.e   DKP   hat   ei.ne
'Mi.lchmädchenrechnung'   aufgestellt."

Wir   haben   diese  Anteile   nach   den   (bundes-)
durchschnittl ichen   Verschmutzungswerten
von  Brauerei.abwässern  errechnet.
Nun   behauptet  der  Bü.rgermei.ster,   daß   di.e-
se  Abw.a.sser   gar   ni.cht   so   schmutzi.g   si.nd
und  folgli.ch   ihr  Anteil   geringer  sei..

Auf  RÜckfrage  muß  er  allerdings   eingeste-
hen,   daß   die   Kläranlage   auf   10.000   Ei.nwoh-
ner  ausgelegt   ist   (Einwohnergleichwerte).
Malsfeld  hat  zur  Zei.t   knapp  4.300   Einwoh-u
ner,   d.   h.   es  wäre  eine  Anlage   von   ca.
5.000   bis   6.000   EGW   (Einwohnerglei.chwerte)
erforderl i ch .
Legt  man   diese  Werte   zugrunde,   sieht  die
Rechnung  etwa   so  aus:

EGW
Kläranlagen-
beitrag

Bürger 4.300 1. 400 . 000
Betriebe ca. 4 . 000 120.000
Überkapazität 1. 700 -

10 . 000

Und   das   soll   als   gerechte   Fi.nanzi.erung  "ver-
kauft  werden?

Ein  weiteres  Problem  k.önnte  auf  die  Bürger
zukommen :
Stellt  si.ch   nämlich  nachträ.glich   heraus,
daß  die  Betriebsabwässer  doch  stärker  veru
schmutzt  sin.d  als  behauptet,   i.st  die   Klär-
anlage   zu   klein   und  mü.ßte  erweitertwerden
Wer   zahlt   dann   wohl   di.e   Zeche?

Drittes  Argument
"Die  Betriebe   zahlen   i.hren  Beitrag   durchden

Wasserpreis,   da   si.e  mehr  Abwä.sser.ei.nleiten
als   ein    'Normalbürger'."

Nanu,   bekommen   Sie   lhr  Abwasser  etwa  umsonst
gekl ärt?
Aber  -  Spaß  beiseite   -  di.eses  Argument   ist
wirklich   unsinnig.
Brauerei   und  Quelle  werden  jährli.ch  etwa
40.  .000   m3   Abwasser   einleiten,   d.   h.   zusam-
men   ca.120.000   DM  Abwassergebü.hren   zahlen.

Die   .über   2   Millionen   DM   Baukosten,   die   si.e
verursachen,   sollen   von   der  Gemeinde   und
dami.t   vom  B.u.rger   gezahlt  werden!



Im  Klartext:
Di.e   gesamten  Abwassergebühren   der  Be-
triebe  decken  noch  nicht  ei.nmal   die
Zi.nsen,   die  die   Bürger  f.u.r  diese   2 Mil-
li.onen   DM   aufbringen   müssen!
(2   Millionen   DM   x   8   %   Zinsen   sindjähr-
lich    160.000   DM)!

Und  wer   zahlt  die   laufenden   Kosten?

Letztes  Argument
"Die   Rechnung   der  DKP   ist   deswegen   un-

si.nnig,   wei.l    di.e   4.25   Mi.llionen   DM  für
di.e   Kläranlage   nur  ein   Tei.1   der  Gesamt-
kosten   von   über   15   Millionen   DM.  sind."

Dazu   folgende  Anmerkungen:

1.   Auch   die   Kanalanschlußbeiträge   der
Betriebe   decken   ni.cht  di.e  von   i.hnen
verursachten   Kosten  für  die  Haupt-

®.         samler,z.B.:
Brauerei
Kosten  Hauptsammler          150.000  DM
Kana.1anschlußbeitrag         60. 000  DM

2.   Die   Gelder,   die  di.e   B.ürger   der   Ge-
mei.de   Malsfeld   nicht   durch   Anschluß-
beiträge  oder  Wassergeld  aufbringen,
zahlen   si.e  über  ihre  Steuern!
Auch   die   i.n   di.e  Kläranlage  einflies-
senden  Landeszusch.üsse  werden   Über-

Yi:8:n§oV8}.den  Bürgern  aufgebracht
Der  Steueranteil   der  bei.den  Betriebe
ist   i.m  Verhältni.s   dazu   verschwind.end

•    gerl.ng.

Es   ist  also  nur  gerecht,  wenn   die  von

n       uns  geforderte  Mehrbelastung  der  Be-
triebe   den   Bürgem   di.rekt zugute  kommt! ! !

Liebe   Leserin,   li.eber  Leser!   Viellei.cht
wird   lhnen   von   SPD,   CDU   oder   FDP   noch   das
eine  oder  andere   "Argument"   entgegenge-
ha l ten .
Tatsachen   können   jedoch   ni.cht  durch   Zah-
lenakrobatik  aus   der  Welt  geschaffen  wer-
den!
•Die   Betriebe   verursachen   Kosten   in   Milli.-

onenhöhe   und   zahlen   nur  einen   Bruchtei.1
der  Kosten.
Den  Rest  zahlt,  ob  direkt  oder  indirekt,
der  B.ürger.

Wenn   Sie   demnächst   die   Wahlaufrufe   der
verschiedenen  Partei.en   in   lhrem  Brief-
kasten  fi.nden,  fragen  Si.e  sich  bi.tte,
wessen   lnteressen  diese  Partei.en ei.gent-
li.ch  vertreten.
Messen   Si.e   lhre   Entschei.dung   bei   der
Kommunalwahl    daran!

Die  Forderung  der  DKP  lautet   unmißver-
ständ1i.ch:

-  Die  Betri.ebe  sind  entsprechend  der
Schmutzfracht   i.hrer  Abwässer  an  den
Baukosten   der   Kläranlage  zu   betei-
11`9en!

-   Kein   Kl.äranlagenbeitrag   von   den
Normal haushal ten !

-Keine   Erhöhung   des   Wasserpreises!

Wenn   Gemelndevorstand   und  Bürger-
melster.  . ,

Wenn   Gemei.ndevorstand   und   Bürgermeister,
SPD,   CDU   und   FDP   di.e   Kläranlagenfi.nan-
zi.erung  für  gerecht  halten,   sollen  sie
di.es   auf  einer  B.ürgerversammlung  ver-
treten !
Wir  sind   zu  einer  offenen   und.  fairen
Ausei.nandersetzung  bereit!
Die   B.ürger   der  Gemei.de   Malsfeld   haben
ein  Recht  auf  die  offene  Darlegung
aller  Fakten!

Haben   die  verantwortlichen   Herren  nicht
den   Mut   dazu?

MALSFELD    HAT   DIE   NASE   VORN.  .  .

In   der  letzten   "Malsfeld   Konkret"   haben
wir  den  Malsfelder  Wasserpreis  mit Groß-
städten  verglichen.
Dazu   Herr  Stöhr:    "Das   kann  man   doch   gar
nicht  vergleichen!   Fragt  do.ch  mal   bei
klei.nen   Orten   nach!"
Haben  wir  gemacht,   hier.das   Ergebni.s:

Abwasser        Wasser
Mal sfel d
ab   01.01.86   geplant   (
Spangenberg
Wal dkappel
Alheim
Morschen
Körl e
Mel sungen
Rotenburg

1,70

(Wasserpreise   +   7  %  Mehrwertsteuer)

8::jg:#3i  e#:  R#äniä§:T  Maisfeid,  ha.



DKP-Ka.nd!.1datur   geslchert

Nach   dem   hessi.schen   Kommunahlwahlgesetz
war  die DKP verpfl ichtet , 46 Unterschrif-
ten   von  wahlberechtigten  MalsfelderBür-`
gern   vorzulegen,   um   Überhaupt   kandidi.e-
ren   zu   können.

Vorzeitig  wu'rden   von   uns  mehr  als   di.e
erforderl ichen  Unterschri.ften   vorgelegt!

Ein   herzliches   Dankeschön   an   alleBürger,
die  durch   ihre  Unterschrift  mitgeholfen
haben,   daß   si.ch   in   der  Gemei.nde   Malsfeld
erstmals  eine  Partei   zur  Wahl   stellt, die
konsequentArbeTffiteressenvertrTtt

Unbestechlich,konsequent

Liebe   Leserln,
11eber   Leser,

Sie  werden   sich   sicherlich   gewundert
haben,   daß   i.ch   nicht  wi.e   gewohnt   i.m
Wappen   sitze.
Was   soll    i.ch   sagen,   i..ch   bin   gewisser-
maßen   "Hei.matvertriebener."
Di.e  Malsfelder  Gemei.ndeverwaltung   hat
der  DKP  unter  Strafandrohung  verboten,
mi.ch   i.n   mei.nem   Wappen   abzudrucken.
Doch   di.e   DKP   kümmert   sich   um   mi.ch   .      °

Si.e   hat  versprochen, mir
per  Antrag  mei.n   Zuhause  wieder  zu   ver-
schaffen .
Ich   hoffe  also,   daß   i.ch   Si.e   i.n   der
nächsten   "Malsfeld   konkret"  wi.eder  von
gewohnter  Stelle   begrü.ßen   kann.

Ihr  Gemeindelöwe
(heimatvertrieben)

DKP  Vohng®bl.t.gru-pp-® -
Hal.f.1d.  tlanfr®d  Nöding
Smdt!®g  9 ,  ml_._fgl_Q. _ _ . .

KN0BELECKE

Ab   01.   Ja.nuar   1986   plant   di.e   Gemeinde
Malsfeld  eine   erneute   Erhöhung   desAb-
wasserpreises  auf  3,25   DM.
Um  wi.eviel   Prozent  hat  sich   dann  der
Abwasserpreis   sei.t   1980  erhöht?

Bitte   kreuzen   Sie   die   lhrer  Mei.nung
nach   ri.chtige   Lösung   an:000

20%

lm%

ütx3r  5m  %

Auflösung   in   der   nächsten   "Malsfeld
konkret."

D-HP  ,in:s Parlament

u

Lügen    haben   ...

Die „FHz":  Es ge.ht aufwärts

Auch auf dem Arb®itsmarkt m.hr®n sich
selt dom  Spätsommer  1984 dje.Z®k=hen
für  ®In®  allmä.hlich®  Besserung. Erstmals

Die   Wahy`heit:

Höchste  Arbeitslosigkeit  Seit  1948   U   u

signallsleri  ddr  h;i-n~i'ster.der  CDU  die
Gewährung von  Zuschüssen  für  Mals-
fe'd'

Die    „FHZ":                          .       .      Nun

Die   Wahrheit:

Die   Gewährung   der   Zuschüsse   hat   mit
dem   „Antrag"   der   CDU   nicht   das
geringste   zu  tun   !!

Die    „FHZ„:
Si. d.n also:
•Dle;  lst  wleder  ein  Grund  mehr, am

10.  März  di®    C  D   U     zu  wähl®n!

Die   Wahrheit:

Di.es   sind   2   Grü.nde  mehr,   am   10.   Märzh,,-
DKP   zu   wählen    !!!



Uwir zalmBn die Zeche
®Arbeitslosenzahlen auf dem höchsten

Stand seit 1948
®2,6 Millionen ohne S1:ellei

10,6% ohne ArbeEt
®30 Arbeitslose auf eine offene Stelle
®934 000 Arbeitslose ohne

Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe.
•®

2,6  Millionen  ohne Arbeit  -das
ist  eine traurige Bilanz. Wenn 2,6
Millionen  Menschen. keine Arbeit
haben,  dann  sind  in  Wirklichkeit
minde.stens 3  mal  so viele betrof-
fen.   Die   Familien  der  Arbeitslo-
sen, die  Ehepartner  und  die  Kin-
der sind die  Leidtragenden.
Selbst   wer   heute    noch.. Arbeit
hat,  kann  schon  morgen  arbeits-
los   sein,  denn   die  Unternehmer
haben   in   großem   Stil  begonnen
zu  rationalisieren.:Mit immer we-
niger   Beschäftigteh   machen   sie
immer größere Profite.
Die     CDU-Regierung     in     Bonn

n      äri:g: ii:#ke,uvnegr.antwortung für
Sie hat den Unternehmern  immei
größere  Hilfen  gewährt.  Den  Ar-
beitern    gegenüber   wurden    die
Finanzspritzen   und   lnvestitions-.
hilfen  als  notwendige Vorausset-
zung  für  den  Erhalt der Arbeits-
plätze   augegeben.   Jetzt   kann
man    allerdings   feststellen,   daß
die   Unternehmer  mit  dem  Geld
nicht    Arbeitsplätze    geschaffen,

' som]ern   weitere  Rationalisierun~

gen   durchgeführt   haben.   Nicht
mehr,   sondern  weniger  Arbeits-
plätze   sind   das   Ergebnis  dieser
Politik.

Angesichts  dieser  Tatsache  ist es
geradezu   unverschämt,   was   die
CDU-Prominenz, was Kohl, Blüm
und andere Abend  für Abend  im
Femsehen veranstalten.

Pj+'-                             ___      _    _   ,   -    ==
:   -..` ,...   :'.             ,  '              -`1               '.~--
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Sie  verbreiten  Zweckoptimismus
und  reden  vom  Aufschwung. Ja,
es  gibt  einen  Aufschwung,  abef
nicht  für die  Arbeit`er und  Ange-
stellten   und   ihre  .Familien,  son-
dern    nur   für   die   Unt°ernehmer
und  ihre Gewinne.
CDU/CSU  ®und    FDP   trägen   die
volle  Verantwortung für die  heu-
tige   katastrophale   Entwicklung.
Kohls   ,,Wendepolitik"   führt   zu
immer größerer Armut für Millio-
nen  Menschen.  Diesen  von  Flick
bestochenen  Politikern  darf  man
bei den Wahlen keine Stimme ge-
ben.
Ob   Kohl   oder  Wallmann,  beide
dienen  dem Großkapital. Sie sind
nicht   wählbar  für  Arbeiter  und
Angestellte.
Wer  d€n  Unternehmern  und  der
CDU   zeigen   will,   daß  sie   nicht
machen  können,  was  sie wollen,
der  sollte  der  DKP  die  Stimme
geben.
Jede  Stimme  für die  DKP  ist ein

entschiedener  Protest  gegen  die
hohe   Arbeitslosigkeit.   Die   DKP
fordert,   wie   der   DGB,  wie  die
Gewerkschaften,   ein   50"illiar-
den-Beschäftigungsprogramm.
Dieses Programm  kann finanziert
werden  aus den hohen Gewinnen
der  Untemehmer  und  vor  allem
aus  dem  wahnsinnig   hohen   Rü-
stungsetat.
Hier  liegen  Milliardenbeträge  be-
reit,  die  sofort  zur   Lösung  der
sozialen   Fragen   einge.setzt   wer-
den könnten.
Die   DKP   fordert  alle   Mitbürger.
auf: Protestieren Sie am  10. März
mit  lhrer  Stimme  gegen die  Par-
teien des Großkapitals, protestie-
ren    Sie    gegen    Arbeitsplatzver-
nichtung  und  Sozialabbau.  Wäh-
len  Sie  DKP -das ist die richtige
Quittung    für    eine    Politik,d-@
2,6     Millionen     Arbeitslose    ge-
schaffen hat.
Uhbestechlich   -  konsequent  -
DKP ins Parlament!



Für ein Tornado sOO Soz-iahohnungen
um] 10G0 Aibe-hsplätze ffir Baüibeiter

Die   Bauausgaben  der  hessischen
Städte und  Gemeinden waren im
1.  Halbjahr  1984  um  36  Prozent
niedriger  als  1981.  Damit  leisten
auch   die   Kommunen   einen  we-
sentlichen  Beitrag  zur  Arbeitslo-
sigkeit   und   bauen   zugleich   Lei-
stungen   für  die   Bürger  ab.  Stel-
Iensperren   und   Stellenabbau    in
den   kommunalen   Ven^/altungen
und   Einrichtungen   tun  ihr  übri-
ges.

Die  DKP fordert -übrigens über-
einstimmend    mit   den   Gewerk-
schaften   -   kommunale   lnvesti-
tionsprogramme    zur   Schaffung
von  Arbeitsplätzen  und  zur Ver-
be§serung  der   Leistungen  für die
Bürger.  Und  da  gibt  es  viel  zu  in-
vestieren:  im  sozialen Wohnungs-
bau,  im öffentlichen Nahverkehr,
beim  Umweltschutz,  im  Gesund-
heitswesen,  in  sozialen Bereichen
und, und, und.  . .

Arbeitszeitverkürzung
nutzt der

Rentenkasse

Hochrüstung, Sozialabbau  und Massenar-
beitslosigkeit haben das Milliardenloch in
dor  F}entenkasss verursacht, das nun mit
Beitragsemöhungen   von   den   Arbeiten-
den  gestopft  werden  soll.  Unternehmer,
die  durch   F}ationalisieruru  und   Kapital-
flucht  ins  Ausland Arbeitsplätze vern.ich-
ten  u.nd glänzende Gewinne  erwirtschaf-
ten,  werden  dagegen  von  der  Kohl-F]o-
gierung noch subventioniert.

Wa§. wir  aber   braüchen,  sind   neue  Ar-
beitsplätze     statt      Beitragserhöhungen.
Wenn   die   38,5-Stunden-Woche   in   den
Betrieben  so   umgesetzt  wird,  daß  neue
Arbeitsplätze geschaffon werden müssen ,
dann    kommt   es   zu    Neueinstellurü€n,
dann   geht   die   Artx}itslosigkeit   zurück,
dann ste.igen  die  Einnahmen der F}enten-
versicheruru.

Das  muß zu  einer Voraussetzung  bei der
Umsetzung der Arbeitszeitverkürzung im
Betrieb  worden.  Logisch,  daß damn jede
Flexibilisierung     der     Arbeitszeitverkür-
zung verhindert werden  muß, weil  dabei
keine    neuen    Arbeitsplätze   geschaffen
werden.

•Wer   das   alles    für   unrealistisch
hält,  sollte  sich  nur  mal  vor Au-
gen  halten,  daß  man  mit den  87
Millionen    DM,   die    1    Tornado-
Kampfflugzeug  kostet,  auch  800
Sozialwohnungen   .bauen     kann,
wodurch   1   080    Bauarbeiter  ei-
nen Arbeitsplatz  hätten.
Es  liegt  also an der Politik,ob Ar-
beitsplätze     geschaffen    werden
oder   nicht.   Gebt  den   Rüstungs-
politikern    und    Arbeitsplatzver-
nichtern  die  Quittung.  Wählt  am
10.  März  DKP.
Wer   will    schon   bestreiten,   daß
die     Arbeitslosigkeit    das    drän-
gendste   soziale   Problem  unserer
Zeit   ist.  ,,Jeder  hat  nach  seinen
Fähigkeiten    ein    Recht   auf   Ar-
beit",   steht   im   Artikel   28  der.
Hessischen   Verfassung.   Doch   in
Wirklichkeit    wird    dieses    Men-
schenreöht   mit   FÜßen   getreten.
165  000 Arbeiter und  Angestell-
te   sind   derzeit   in   Hessen   ohne

Arbeit  -  in   Kassel  etwa  ist jede
vierte   Familie   davon   betroffen.
Der  DGB  befürchtet, daß sich die
Arbeitslosigkeit  bis  1990 verdop-
pelt -wenn nichts wirksames da-
gegen unternommen wird.
ln     der    langjährigen    gemeinde-
feindlichen   Politik  aller  Bundes-
regierungen  sowie  der  hessischen
Landesregierung    liegt    eine   we-.
sentliche   Ursache  der  Arbeitslo-
sigkeit.   Die   Verarmung   unserer
Städte   und   Gemeinden,  die  der
größte    Auftraggeber   etwa    der
Bauindu.strie   sind,  hat  zu  einem
drastischen  Rückgang der öffent-
lichen   lnvestitionen  geführt.  Der

:?:i::en,W::ru:gagauk::mnuähn:ieurü
Einrichtungen    im    Gesundheits-
und  Schulwesen, für Freizeit und
Jugendpflege,   für  ältere   Mitbür-
ger und  Kinder  und  in  vielen  an-
deren  Bereichen  geht  ständig  zu-
rück .

T#mhMGdELnri-riün_.EiL,,IL W-ll
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MANöVER  UNERWÜNSCHT
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iN   HESSEN   WURDE   DER   KRIEG   GEPR0BT                                       Di.e   DKP   fordert:

Doch   das   Manöver   "Central   Guardian"
fand   statt.   66.000  Soldaten,15.200
Rad-und   6.100   Kettenfahrzeuge   sowi.e
650   Hubschrauber   probten   den   Ernstfall .
Zu  ei.ner  Zeit,   in   der  der   i.n  Genf erste
Gespräche   zwi.schen   den   AUßenministern
der   UdssR  und   USA   stattgefunden   haben,
um   neue   Abr.üstungsverhandlungen   in  Gang
zu   bringen,   war   dieses   Manöver  eine   zu-
sätzliche  Provokation.   Es  wäre  eineGeste
der  Vemunft  gewesen   und  hätte günsti.gere
Voraussetzungen   fLir  den   Begi.nn   von   Ver-
handlungen  geschaffen,   hätte  dieses  Ma-
növer  nicht  stattgefunden.

#::::::-:::::En:::S::mA:::::FKonzept
geprobt,   welches   den  fr.ühzeiti.gen   Ein-
satz   sowohl   konventioneller  als   auch

• atomarer  Waffen   vorsi.eht.   Best.ätigtwur-
de  diese  Angri.ffsstrategie  mi.t  dankens-
werter  Offenheit  durch   US-General  Rogers:
"Air-Land-Battle  enthält  den   Pr.äventiv-

(=   vorbeugenden)Angriff",   "den   massiven
Angriff  mit  Bodentruppen   .u.ber  die  Grenze."
(Dieses   Konzept  sieht   aber  nicht  nur  den
Einsatz  von   Bodentruppen   vor,   sondern
auch   den   atomaren   ERSTschlag).
Das   verdeutlicht,   daß  das   amerikanische
Erstschlagskonzept  Hessen  als  Ausgangs-
punkt  des   nächsten   (und  letzten!)   Krie-
ges  geplant  hat.
Niemand   soll   sich  täuschön!   Einen  wi.rk-
lichen  Einsatz  aller   Kriegsmittel   w.ürde
niemand   .überleben!

SICHERHEIT    KANN    ES    NUR   DURCH    FRIEDEN    UND

ABRÜSTUNG    GEB.EN !

SCHLUSS    MIT    DEN    KRIEGSÜBUNGEN!

WEG    MIT    DEN    RAKETEN!

KEINE   MILITARISIERUNG    DES    WELTALLS!

FÜR    FRIEDEN    DURCH    ABRÜSTUNG!

Von   der  hessischen   Landesregi.erung  fordern
wi.r,   alles   zu   unternehmen,   um  di.e   Militari-
sierung   Hessens   zu   stoppen..

Manöverschäden   in   Malsfeld

(Da§    lLlar    mal     E!inE     ILliESE      !!!      )

-_



S€ho"he  kohm€hli.€rt :
Liebe  Malsfelder,

wer  di.eser  Tage   i.n   den  Tageszeitungen   stöbert,   kann   die  Früchte  des
''Aiifschwungs'',   den   unser   Bundeskanzler   sei.t   der  Wende   in   ''di.esem

unseren   Lande"   ausdauernd  verkündet,   deutlich  erkennen.

Immerhin,   diesen   Aufschwung   hat   di.e   wackere   Regierungsmannschaft un-
ter   großen   fi.nanziellen   Entbehrungen   erkämpft.   Wenn   nicht  Herr  Flick
hi.er   und   da   ei.ngesprungen  wäre   und   den  Abgeordneten   mi.t  ei.n   paarMark
ü.ber  die  schlimmsten   Zei.ten   geholfen   hätte,   wer  weiß...

Es   gab   Unions-Abgeordnete,   die   haben   ihr  Leben   f.ür   den   "Aufschwung"

::n3:;e±3:;  #:::es::T.#e[:tB::mg::::%}?ehoben.   ( "Höhere  Renten gibt
Der  Aufschwung,   das   heißt:   2,6   Mi.11ionen   Menschen   (Gewerkschaften
sprechen   von   .u.ber  4  Millionen)   werden   um   i.hre  Arbei.t  betrogen!
Die  Arbeiter,   Angestellten,   Landwi.rte   und   Rentner  werden   um  di.e
Früchte   i.hrer  Arbeit  gebracht,   und  weni.ge  hundert  Multimillionäre
kassieren!   Alles   läuft  wie     g  e   s   c   h  m   i.   e   r  t   !

Frü.her  mußten   di.e  arbei.tenden   Menschen   Kohl   essen,   weil   man   ihnen
das  Fleisch  vorenthielt.
Heute   setzt  man   ihnen   Kohl   vor,   um   ihnen   das   Flei.sch   wi.eder  wegzunehmen.!

Höchste Zahl seit 1948

Über 2,6 Millionen ohne Arbeit
Nixdorf Computer

ln v[er Jahren
llmsatz verdoiiiielt
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